
STREIT 2/90 75 

Zum Vergleich 
Die Fristenregelung von 1975 in der BRD 
5. StrRG vom 18. 6. 1974 (BGBl, S. 1297) 
- aufgehoben durch Urteil des BVerfG vom 25. 2. 1975 (BVerfGE 39, 48 ff.) 

§ 218 
(1) Wer eine Schwangerschaft später als am 13. Tage nach 
der Empfängnis abbricht, wird mit Freiheitsstrafe bis zu 
drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 
(2) Die Strafe ist Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu 
fünf Jahren, wenn der Täter 
1. gegen den Willen der Schwangeren handelt oder 
2. leichtfertig die Gefahr des Todes oder einer schweren 
Gesundheitschädigung der Schwangeren verursacht. Das 
Gericht kann Führungsaufsicht anordnen (§ 68 Abs. 1 
Nr. 2). 
(3) Begeht die Schwangere die Tat, so ist die Strafe Frei­
heitsstrafe bis zu einem Jahr oder Geldstrafe. 
(4) Der Versuch ist strafbar. Die Frau wird nicht wegen 
Versuchs bestraft. 

§ 218a 
Der mit Einwilligung der Schwangeren von einem Arzt 
vorgenommene Schwa1;gerschaftsabbruch ist nicht nach 
§ 218 strafbar, wenn seit der Empfängnis nicht mehr als 
zwölf Wochen verstrichen sind. 

§ 2186 
Der mit Einwilligung der Schwangeren von einem Arzt 
nach Ablauf von zwölf Wochen seit der Empfängnis vorge­
nommene Schwangerschaftsabbruch ist nicht nach § 218 
strafbar, wenn nach den Erkennntnissen der medizinischen 
Wissenschaft 
1. der Schwangerschaftsabbruch angezeigt ist, um von 
der Schwangeren eine Gefahr für ihr Leben oder die Gefahr 
einer schwerwiegenden Beeinträchtigung ihres Gesund­
heitszustandes abzuwenden, sofern die Gefahr nicht auf 
eine andere für sie zumutbare Weise abgewendet werden 
kann, oder 

2. dringende Gründe für die Annahme sprechen, daß 
das Kind infolge einer Erbanlage oder schädlicher Einflüsse 
vor der Geburt an einer nicht behebbaren Schädigung sei­
nes Gesundheitszustandes leiden würde, die so schwer 
wiegt, daß von der Schwangeren die Fortsetzung der 
Schwangerschaft nicht verlangt werden kann, und seit der 
Empfängnis nicht mehr als zweiundzwanzig Wochen ver­
strichen sind. 

§ 218c 
(1) Wer eine Schwangerschaft abbricht, ohne daß die 
Schwangere 
1. sich wegen der Frage des Abbruchs ihrer Schwanger­
schaft vorher an einen Arzt oder eine hierzu ermächtigte 
Beratungsstelle gewandt hat und dort über die zur Verfü­
gung stehenden öffentlichen und privaten Hilfen für 
Schwangere, Mütter und Kinder unterrichtet worden ist, 
insbesondere über solche Hilfen, die die Fortsetzung der 
Schwangerschaft und die Lage von Mutter und Kind 
erleichtern, und 
2. ärztlich beraten worden ist, 

wird mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit 
Geldstrafe bestraft, wenn die Tat nicht nach§ 218 strafbar 
ISt. 

(2) Die Frau, an der der Eingriff vorgenommen wird, ist 
nicht nach Absatz 1 strafbar. 

§219 
(1) Wer nach Ablauf von zwölf Wochen seit der Emp­
fängnis eine Schwangerschaft abbricht, ohne daß eine 
zuständige Stelle vorher bestätigt hat, daß die Vorausset­
zungen des § 2186 Nr. 1 oder Nr. 2 vorliegen, wird mit 
Freiheitsstrafen bis ·zu einem Jahr oder mit Geldstrafe 
bestraft, wenn die Tat nicht nach § 218 strafbar ist. 
(2) Die Frau, an der der Eingriff vorgenommen wird, ist 
nicht nach Absatz 1 strafbar. 
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